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Dem Arbeitsschutz als Teil des Gesund
heitsschutzes wird in Deutschland ein 
hoher Stellenwert eingeräumt. Über den 
Standardschutz hinaus muss dem Perso
nenkreis der Jugendlichen bzw. Berufs
anfänger besondere Aufmerksamkeit ge
widmet werden, um hier den potentiell 
zusätzlichen Gefährdungen Rechnung 
zu tragen. Aus diesem Grunde wurde 
vom Gesetzgeber neben den zahlreichen 
Arbeitsschutzvorschriften für Arbeitneh
mer/innen das Jugendarbeitsschutzge
setz (JArbSchG) erlassen. Ziel des Geset
zes ist es, die in das Berufsleben eintre-
tenden Jugendlichen vor unnötigen ge
sundheitlichen Schäden zu bewahren.

Das JArbSchG gilt für die Beschäftigung 
von Personen, die noch nicht 18 Jahre 
alt sind. 
Jugendlicher im Sinne des Gesetzes ist, 
wer das 15. Lebensjahr vollendet hat. 
Das Jugendarbeitsschutzgesetz trifft Re
gelungen für Arbeits-, Ruhe- und Schicht
zeiten. Auch bestehen Vorschriften hin-
sichtlich des Umgangs mit Gefahrstoffen, 
biologischen Arbeitsstoffen, Unfallge
fährdung oder Gesundheitsgefährdun
gen durch Hitze, Kälte, Nässe, Lärm, Er
schütterungen oder Strahlung. Daneben 
dürfen Jugendliche nicht mit Arbeiten 
beschäftigt werden, die ihre physische 
oder psychische Leistungsfähigkeit über
steigen. 
Für den Mediziner ist es wichtig zu wis-
sen, dass der Gesetzgeber im JArbSchG 
eine Gesundheitsprävention der Jugend
lichen vorgeschrieben hat, d.h. es sind 
nachfolgende ärztliche Untersuchungen 
verbindlich geregelt: 

Eine Erstuntersuchung (siehe § 32 
JArbSchG) innerhalb der letzten 
vierzehn Monate vor Eintritt in das 
Berufsleben. Dem Arbeitgeber muss 
eine vom untersuchenden Arzt aus-
gestellte Bescheinigung vorgelegt 

•

werden, andernfalls darf der Jugend
liche nicht beschäftigt werden.
Die Erste Nachuntersuchung (siehe  
§ 33 JArbSchG) ein Jahr nach Auf
nahme der ersten Beschäftigung. 
Dem Arbeitgeber muss eine entspre
chende ärztliche Bescheinigung vor
gelegt werden. Anderenfalls muss der 
Arbeitgeber den Jugendlichen inner-
halb eines Monats schriftlich auffor-
dern, die Bescheinigung vorzulegen 
und auf das nach 14 Monaten nach 
Aufnahme der ersten Beschäftigung 
widrigenfalls in Kraft tretende Be
schäftigungsverbot hinweisen.
Weitere Nachuntersuchungen (siehe 
§ 34 JArbSchG) freiwilliger Natur 
jeweils ein weiteres Jahr nach Ablauf 
der ersten Nachuntersuchung. 
Außerordentliche Nachuntersuchung 
(siehe § 35 JArbSchG): Ergab eine 
Untersuchung, dass ein Jugendlicher 
hinter dem seinem Alter entspre-
chenden Entwicklungsstand zurück-
geblieben ist, gesundheitliche Schwä
chen oder Schäden vorliegen oder 
die Auswirkungen der Beschäftigung 
auf die Gesundheit oder Entwick
lung des Jugendlichen noch nicht zu 
übersehen sind, so soll der Arzt eine 
außerordentliche Untersuchung an
ordnen. Der Zeitpunkt wird in das 
Ermessen des Arztes gestellt. Sinn
voll wäre hier eine Zeitspanne von 
drei bis sechs Monaten.
Ergänzungsuntersuchungen (siehe  
§ 38 JArbSchG): Wenn der Arzt im 
Rahmen einer Untersuchung den 
Rat eines anderen Arztes für erfor-
derlich hält. Hier sieht der Gesetzge
ber die Einschaltung von Fachärzten, 
ggf. auch eines Zahnarztes, vor.

Die ärztlichen Untersuchungen haben 
sich auf den Gesundheits- und Entwick
lungszustand sowie die körperliche 

•

•

•

•

Beschaffenheit, die Nachuntersuchun
gen außerdem auf die Auswirkungen 
der Beschäftigung auf Gesundheit und 
Entwicklung des Jugendlichen zu erstre-
cken. Als Ergebnis der Untersuchungen 
hat der Arzt zu beurteilen, ob die Ge
sundheit oder die Entwicklung des Ju
gendlichen durch die Ausführung von 
bestimmten Arbeiten gefährdet wird, 
und ob ggf. besondere, der Gesundheit 
dienende Maßnahmen, erforderlich sind. 
Hierzu sind ggf. folgende Gefährdungs
vermerke auf den Bescheinungen der 
Erst- und Nachuntersuchungen (Ärztli
che Bescheinigung für den Arbeitgeber) 
zu erstatten:

Körperlich schwere, mittelschwere 
Arbeiten, – Arbeiten überwiegend 
im Stehen, Gehen, Sitzen, Bücken, 
Hocken, – Arbeiten mit häufigem 
Heben, Tragen, oder Bewegen von 
Lasten ohne mechanische Hilfsmit
tel, – Arbeiten, die die volle Ge
brauchsfähigkeit beider Hände, –
Arme, – Beine erfordern, – Arbeiten 
mit erhöhter Absturzgefahr, die 
Schwindelfreiheit erfordert, – Arbei
ten überwiegend bei Kälte, Hitze, 
Nässe, Zugluft, starken Temperatur
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schwankungen, – Arbeiten unter Ein
wirkung von Lärm, -mechanischen 
Schwingungen/Erschütterungen auf 
die Hände und Arme, auf den gan
zen Körper, – Arbeiten mit beson
derer Belastung der Haut, – Arbeiten 
mit besonderer Belastung der Schleim
häute, der Atemwege durch Stäube, 
Gase, Dämpfe, Rauche, – Arbeiten, 
die die volle Sehkraft ohne Sehhilfe, 
Farbtüchtigkeit, räumliches Sehen 
erfordern, – Arbeiten mit besonde-
ren psychischen Belastungen, – Sons
tige Arbeiten.

Als Konsequenz darf der Jugendliche – 
vorübergehend oder auf Dauer – mit ent
sprechenden Arbeiten nicht beschäftigt 
werden (siehe § 40 Abs. 1 ArbSchG).
Weist die Bescheinigung Gefährdungs
vermerke auf, werden die Staatsorgane 
eingeschaltet. Konkret ist die Gewerbe
aufsicht für den Vollzug des JArbSchG 
zuständig. Sie wird in der Regel von den 
entsprechenden Handwerkskammern, 
denen der Ausbildungsvertrag der Ju
gendlichen und die ärztliche Bescheini
gung zur Eintragung in die Lehrlings
rolle vom Ausbildungsbetrieb vorliegen, 
eingeschaltet und um Entscheidung ge
beten, ob der Jugendliche, ggf. mit Auf
lagen, vom Betrieb ausgebildet werden 
darf. Nach § 40 Abs. 2 JArbSchG kann 
die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen 
mit einem Arzt die Beschäftigung mit 
Gefährdungsvermerken zulassen oder 
Auflagen erteilen. 
Sofern im gewünschten Ausbildungs
beruf die zu beachtenden Gefährdungen 
nicht vorliegen, kommen die entspre-
chenden Gefährdungsvermerke nicht 
zum Tragen. Eine Vorentscheidung kann 
hier von den Handwerkskammern zu
sammen mit der Gewerbeaufsicht ge
troffen werden. So wird beispielsweise 
eine Verwaltungsfachkraft keine Tätig
keiten mit erhöhter Absturzgefahr ver-
richten. 
Seit Inkrafttreten des zweiten Gesetzes 
zur Änderung des JArbSchG 1997 wur
de im § 28a eine verbindliche Pflicht  
zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
geschaffen, d.h. der Arbeitgeber hat vor 
Beginn der Beschäftigung Jugendlicher 

und bei wesentlicher Änderung der Ar
beitsbedingungen eine entsprechende 
Gefährdungsbeurteilung zu erstellen. 
Dies ist sicherlich hilfreich bei der Be
urteilung von Vermerken. Wenn erfor-
derlich, wird der Landesgewerbearzt 
aufgrund seiner Fachkunde an der Be
urteilung von Fällen mit Gefährdungs
vermerken eingeschaltet. Hier zieht der 
Gewerbearzt zunächst die ärztlichen 
Unterlagen des untersuchenden Arztes 
bei. Entweder kann eine sofortige Beur
teilung erfolgen, ob und ggf. unter wel-
chen Auflagen der Jugendliche die Aus
bildung bzw. Beschäftigung durchfüh-
ren darf. Genügen die Untersuchungs
unterlagen zur Beurteilung nicht, so 
werden erforderliche fachärztliche Un
tersuchungen (z.B. eine lungenärztliche 
oder hautärztliche Untersuchung) ein-
gefordert.
Nachfolgend beispielhaft einige gewer-
beärztliche Aspekte zu Gefährdungsver
merken.
Arbeiten mit besonderer Belastung der 
Atemwege durch Stäube, Gase, Dämpfe, 
Rauche, bei Jugendlichen mit chroni
schen Erkrankungen der Atmungsorgane: 
Atemwegsgefährdungen lauern beispiels
weise im Friseurberuf, als Koch, Maler/
Lackierer, Gärtner, in der chemischen 
Industrie, als Schreiner, in der Tierhal
tung, in der Metallindustrie, im Bergbau, 
Steinbruch und Straßenbau. Probleme 
bereitet häufig der Bäckerberuf, wo das 
Bäckerasthma als Berufskrankheit schon 
lange bekannt ist. Bei vorhandenen Er
krankungen muss eine genaue lungen-
ärztlich-allergologische Diagnose vor-
liegen, um eine gewerbeärztliche Ent
scheidung zu treffen.
Arbeiten mit besonderer Belastung der 
Haut: Belastungen der Haut finden sich 
im Friseurberuf, als Florist, Koch, Metall
arbeiter, Kfz-Schlosser, Maler/Lackierer, 
im Gesundheitswesen, in der Reini
gungsbranche, um Beispiele zu nennen. 
Allgemein hautbelastend und damit 
problematisch für Beschäftigte mit 
einer Minderbelastbarkeit der Haut sind 
Feuchtberufe, d.h. Tätigkeiten mit einer 
täglichen mindestens zweistündigen 
Arbeit in feuchtem Milieu. Hierzu zählt 
auch das Tragen von feuchtigkeitsdich-

ten Handschuhen oder häufiges Hände
reinigen.
Nach dem JArbSchG darf jeder Arzt  
die Untersuchungen durchführen. Dies 
scheint aus gewerbeärztlicher Sicht re
formbedürftig. Nur in einem verschwin-
dend geringen Anteil werden von unter-
suchenden Ärzten Ergänzungsuntersu
chungen veranlasst und Fachärzte ein-
geschaltet. Daneben besitzen die meisten 
untersuchenden Ärzte keine arbeitsme-
dizinische Qualifikation, um die Jugend
lichen adäquat beraten zu können.
Gefährdungsvermerke werden häufiger 
nicht erstattet, Untersuchungen nicht 
immer vorschriftsmäßig durchgeführt, 
so dass die zuständigen Stellen nicht 
tätig werden können. Im Rahmen der 
Beteiligung an Berufskrankheitenverfah
ren gelangen dem Gewerbearzt immer 
wieder berufsbedingte Erkrankungen 
zur Kenntnis, die letztendlich auf einer 
mangelhaften Bewertung/Durchführung 
der Untersuchungen nach JArbSchG ba
sieren. Neben dem persönlichen Schick
sal und Verdruss der Betroffenen ent-
stehen nicht zuletzt hohe Kosten für 
Umschulungsmaßnahmen. Es wäre da
her sinnvoll, dass die ärztlichen Untersu
chungen gem. JArbSchG nur von Ärzten 
mit einer arbeitsmedizinischen Fach
kunde durchgeführt werden. Hierbei 
wären Ärzte der Arbeitsämter und Be
triebsärzte an erster Stelle zu nennen.
Unabhängig davon stellt sich die Frage 
einer Berufseingangsuntersuchung an
stelle der Untersuchungen nach dem 
JArbSchG. Aufgrund von gesellschaft-
lichen Veränderungen seit der letzten 
Reform des JArbSchG 1976 treten heut-
zutage vermehrt volljährige Personen 
eine Ausbildung an, die vom JArbSchG 
nicht mehr erfasst werden, oder die 
wichtige Nachuntersuchung ein Jahr 
nach Berufsaufnahme erübrigt sich aus 
selbigem Grund.
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